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Innenausschuss 
 
 
100. Sitzung (öffentlich) 

10. März 2022 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:32 Uhr bis 15:43 Uhr 

 

Vorsitz:  Daniel Sieveke (CDU) 

Protokoll: Sitzungsdokumentarischer Dienst  

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 9 

Der Ausschuss bestätigt die Entscheidung des Vorsitzenden 
nach § 60 Abs. 4 der Geschäftsordnung mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion. 

1 Dringliche Frage gemäß § 59 GO LT NRW (beantragt von Sven Wolf 
[SPD] [s. Anlage 1]) 11 

2 Viertes Gesetz zur Änderung des Meldegesetzes 13 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16444 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf anzu-
nehmen. 
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Innenausschuss 10.03.2022 
100. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

3 Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen und anderer Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien-
Datenschutz-Gesetz 14 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16517 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung von 
Sachverständigen durchzuführen und dazu die LDI sowie eine 
weitere Sachverständige Person pro Fraktion bis morgen zu 
benennen und ihnen eine Frist für die Abgabe ihrer Stellung-
nahmen bis zum 28. März einzuräumen. 

4 Bekämpfung von Umweltkriminalität in NRW endlich stärken – Schwer-
punktstaatsanwaltschaft und Koordinierungsstelle für NRW einrichten 15 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/14258 

Ausschussprotokoll 17/1703 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum) 

– wird nicht behandelt 

5 Gesetz über den interkollegialen Ärzteaustausch bei Kindeswohlgefähr-
dung – Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG) 16 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 17/14280 

Ausschussprotokoll 17/1650 (Anhörung am 01.12.2021) 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt bei Enthaltung der AfD-Fraktion an-
sonsten einstimmig, den Gesetzentwurf anzunehmen. 
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6 Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung des Kinderbildungs-
gesetzes 17 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16232 (Neudruck) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen. 

7 Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes in 
Nordrhein-Westfalen 18 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/15940 (Neudruck) 

in Verbindung mit: 

Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung 
aus Anlass der COVID-19-Pandemie für das Land Nordrhein-Westfalen 
und zur Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16322 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2022 
sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16323 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Alimentation von Familien sowie zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16324 

Ausschussprotokoll 17/1734 (Anhörung am 10.02.2022) 
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– abschließende Beratung und Abstimmungen (Voten) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben. 

8 „Staatsanwälte vor Ort“ in Duisburg (Bericht beantragt von der AfD-Frak-
tion [s. Anlage 2]) 20 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6528 

– keine Wortbeiträge 

9 Bislang keine Terrorkämpfer ausgebürgert (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 3]) 21 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6529 

– Wortbeiträge 

10 Angriffe auf Geldausgabeautomaten in NRW steigen exorbitant (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 22 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6568 

– Wortbeiträge 

11 Schusswaffengebrauch bei Polizeieinsätzen (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 23 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6563 

– keine Wortbeiträge 
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12 Verbreitung von Kinderpornografie durch Minderjährige (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 24 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage /6558 

– Wortbeiträge 

13 Jede dritte Straftat in Nordrhein-Westfalen wird von einem Migranten 
begangen (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 25 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6530 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, die Tagesordnungspunkte 14 
und 21 zusammen zu beraten. 

14 Katastrophenszenario: Stromausfall (Bericht beantragt von der AfD-Frak-
tion [s. Anlage 5]) 26 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6531 

in Verbindung mit: 

21 Stärkung des Katastrophenschutzes in NRW: Wie bewertet Innenminister 
Reul die ihm vorgelegten Untersuchungsberichte, und welche Änderungen 
sind geplant? (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 8]) 26 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6552 

– Wortbeiträge 
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15 Clan-Razzia in Duisburg mit 200 Polizisten (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 30 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage /6532 

– Wortbeiträge 

16 Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf die Sicherheitslage in 
Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 31 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

17 Abwehr von Cyberangriffen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 
[s. Anlage 7]) 37 

in Verbindung mit: 

Schutz vor Cyberattacken und anderen hybriden Angriffen (Bericht bean-
tragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage /6557 

in Verbindung mit: 

Potentielle Cyberangriffe aus Russland abwehren (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [s. Anlage 9]) 

– keine Wortbeiträge 

18 Großbrand in einem Wohnkomplex in Essen 20./21.02.2022 (Bericht 
beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6533 

vertrauliche Vorlage 17/209 

– keine Wortbeiträge 
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19 Kampf gegen Geldwäsche (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 
[s. Anlage 7]) 39 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6538 

– keine Wortbeiträge 

20 Standort für den Sitz der Hochschule für Polizei und öffentliche Ver-
waltung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7]) 40 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage /6534 

– keine Wortbeiträge 

22 Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung im Innenministerium (Bericht 
beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 41 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6535 

– keine Wortbeiträge 

23 Unbesetzte Leitungsstellen bei der Polizei NRW (Bericht beantragt von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 42 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6549 

– Wortbeiträge 

24 Aktuelle Entwicklungen im Spektrum der Gegner*innen der Corona-
Schutzmaßnahmen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN [s. Anlage 8]) 43 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6536 

– Wortbeiträge 
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25 Umsetzung der Handlungsempfehlungen der Stabsstelle „Rechts-
extremistische Tendenzen in der Polizei NRW“ (Bericht beantragt von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 44 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6537 

– keine Wortbeiträge 

26 Bombendrohungen gegen Gerichte am 4. Februar 2022 (Bericht bean-
tragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 45 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6551 

– keine Wortbeiträge 

27 Verbleib von Polizeimunition aus NRW auf einen Schießstand in 
Güstrow (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 8]) 46 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6561 

– Wortbeiträge 

28 Messerattacken in der Düsseldorfer Altstadt während der Karnevals-
tage (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 10]) 47 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Daniel Sieveke teilt mit, die SPD-Fraktion habe mit Schreiben vom 
7. März 2022 fristgerecht eine Aktuelle Viertelstunde zum Thema „Aufnahme von 
Flüchtlingen aus der Ukraine“ beantragt, die er allerdings als unzulässig zurückgewie-
sen habe, weil sie nach der Verständigung des Ältestenrates vom 7. September 2017 
in die Zuständigkeit des Integrationsausschusses falle. 

Der Ausschuss bestätigt die Entscheidung des Vorsitzenden 
nach § 60 Abs. 4 der Geschäftsordnung mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion. 

Vorsitzender Daniel Sieveke teilt sodann mit, Tagesordnungspunkt 3 habe sich 
durch die abschließende Beratung im federführenden Ausschuss inzwischen erledigt. 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Heute Morgen wurde der Moscheeverein „Islamischer Kulturverein NURAL-IS-
LAM e. V.“ verboten und aufgelöst; darüber habe ich unmittelbar vor unserer Sit-
zung heute Vormittag auch die Presse informiert. Seit heute Morgen, 6 Uhr, sind 
rund 150 Polizistinnen und Polizisten im Einsatz, darunter der Staatsschutz des Po-
lizeipräsidiums Dortmund, Beamte der Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit 
sowie Datenträgerspürhunde. Sie durchsuchen insgesamt vier Objekte in Dort-
mund, stellen die Verbotsverfügungen zu und vollziehen das Verbot.  

Das Polizeipräsidium Dortmund hat hier die Federführung, da sich die Machen-
schaften des Vereins vor allem in dieser Stadt abspielten. Durchsucht werden die 
Wohnungen von führenden Köpfen des Vereins und die Räumlichkeiten der Mo-
schee; das ist sozusagen der Hauptsitz des Vereins.  

Die Polizei beschlagnahmt seit heute Morgen das Vermögen des Vereins und si-
chert Beweismittel. Bislang wurden dabei sichergestellt: Mobiltelefone, Laptops und 
Speichermedien sowie einen BMW der 5er-Reihe. Zusätzlich wurde Kontoguthaben 
in Höhe von rund 54.000 Euro beschlagnahmt.  

Zu den Gründen für das Verbot und den Auswirkungen noch einige Details: Der 
Verein ist seit heute nach Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 3 
des Vereinsgesetzes verboten, da er sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
und den Gedanken der Völkerverständigung richtet, das heißt: Der Verein darf in 
keiner Form fortgeführt und es dürfen keine Ersatzorganisationen gebildet werden. 
Der Staat greift aus mehreren Gründen durch:  

Erstens. Die Funktionäre des Moscheevereins stehen der Ideologie des sogenann-
ten Islamischen Staates nahe und vertreten eine radikal-salafistische Ideologie.  

Zweitens. Der Zweck des Vereins ist es, dieses Gedankengut an Mitglieder und 
Besucher der Moschee weiterzugeben. 
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Drittens. Der Verein war Rekrutierungsort für das sogenannte Abu-Walaa-Netz-
werk; hier wurde also Personal für den Terror beschafft. Dieses Netzwerk hat unter 
anderem die Ausreise von mindestens sieben jungen Männern in Kampfgebiete des 
sogenannten Islamischen Staates in Syrien und in den Irak als Nachschub an 
Kämpfern organisiert. 

Die Funktionäre des Vereins NURAL-ISLAM haben ihre radikalen Ideologien in Pre-
digten und im Koranunterricht weitergetragen. Besonders fatal ist: Zu den Mitglie-
dern und Besuchern zählen auch Kinder, die schon früh mit den Hassbotschaften 
indoktriniert werden sollten. 

Unter Muslimen in Dortmund gilt die Vereinsmoschee als ISIS-Moschee; das sagt 
schon einiges. Ein europaweit bekannter Salafistenprediger wurde mehrfach in 
diese Vereinsmoschee eingeladen. Unter den Moscheebesuchern haben sich ein-
zelne Personen bereits radikalisiert. Einige waren auch in anderen islamistischen 
Vereinigungen aktiv. Auch ist dort ein Mann ein- und ausgegangen, der direkten 
Kontakt zum Attentäter Anis Amri hatte.  

All diese Vereinsaktivitäten sind mit den Werten unseres Grundgesetzes nicht ver-
einbar und gefährden in hohem Maße die öffentliche Sicherheit. Diesem Treiben 
und der Verbreitung radikalen Gedankenguts setzen wir heute ein Ende. Heute Mor-
gen habe ich diesen Verein und die Moschee als Gewächshaus des Islamismus 
bezeichnet; dieses Gewächshaus im Ruhrgebiet ist jetzt trockengelegt. 

Diese Moschee hat Menschen islamistisches Gedankengut in den Kopf gesetzt und 
frisches Personal für den Krieg im Nahen Osten angeworben. Ein Rechtsstaat dul-
det nicht, dass sich hier Menschen vernetzen, aufhetzen und radikalisieren. Dieses 
Verbot ist unabdingbar, um die Sicherheit in unserem Land, aber auch in der Welt 
zu wahren.  

Durch das heutige Eingreifen reduzieren wir das Risiko zukünftiger terroristischer 
Anschläge, denn auch wenn der Ukrainekrieg – der nachher noch Thema sein 
wird – und der Rechtsterrorismus den Blick darauf verstellen mögen: Die abstrakte 
Gefahr durch den Islamismus ist unverändert hoch. Dieses Vereinsverbot ist des-
halb unerlässlich für den Schutz der Menschen in Nordrhein-Westfalen. 

Ich danke allen Polizistinnen und Polizisten sowie den übrigen Beteiligten, die die-
sen Einsatz unter strengster Geheimhaltung geplant und heute Morgen sehr pro-
fessionell durchgeführt haben. 
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1 Dringliche Frage gemäß § 59 GO LT NRW (beantragt von Sven Wolf [SPD] 
[s. Anlage 1]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Sie haben mit einer Dringlichen Frage heute die Gefährdung durch die Kernkraft-
werke in der Ukraine thematisiert. Das ist ein wichtiger Aspekt dieses schrecklichen 
Krieges, aber eben nur einer. Lassen Sie mich vorwegsagen: 

Ich habe nicht geglaubt, dass ich in meinem Leben noch in die Situation komme, 
einen Krieg zweier souveräner Staaten auf europäischem Boden erleben zu müs-
sen. Das ist furchtbar für die Menschen in der Ukraine. Da stehen sich junge Solda-
ten gegenüber, die ihr Leben noch vor sich haben, schießen aufeinander und ster-
ben – und zwar auf beiden Seiten. Jeder tote Soldat, jeder tote Zivilist hinterlässt 
ein klaffendes Loch im Leben anderer: im Leben der Eltern, des Lebenspartners, 
der Kinder, von Verwandten und Freunden. Das sind neben zerstörten Häusern und 
zerbombten Straßen die furchtbaren Folgen des Krieges. 

Das sage ich gerade als überzeugter Europäer, weil dieser Konflikt das genaue Ge-
genteil von dem ist, wofür unsere Europäische Union einsteht. Das ist übrigens auch 
die Hilfsbereitschaft, die fest mit unserem Werteverständnis verwoben und aktuell 
überall im Land deutlich zu spüren ist. Auf die Menschen in unserem Land, die sehr 
engagiert sind, können wir wirklich stolz sein; ich will aber nicht Tagesordnungs-
punkt 15 vorweggreifen. 

Zur Frage kann ich aktuell Entwarnung geben; ich glaube, das ist das Wichtigste, 
um die Menschen nicht unnötig zu verunsichern. Die zuständigen Bundesbehörden 
beobachten die Situation in der Ukraine aufmerksam, um frühzeitig zu erkennen, ob 
es Entwicklungen gibt, die gesundheitlich relevant für Menschen in Deutschland 
sein könnten. Das ist aber aktuell nicht der Fall; mit anderen Worten: Aktuell besteht 
kein Grund dazu, sich Jodtabletten zu besorgen oder einzunehmen – im Gegenteil:  

Auch wenn einige Medien entsprechende Empfehlungen aussprechen, birgt eine 
Selbstmedikation mit hoch dosierten Jodtabletten erhebliche gesundheitliche Risi-
ken und hat aktuell keinerlei Nutzen. Jodtabletten schützen nicht vor Strahlung, die 
von außerhalb auf den Körper trifft, also lassen Sie es bitte sein. Ich wäre Ihnen 
sehr dankbar, wenn Sie dafür auch werben. Wir haben dafür auch die Kommunen 
und die Bezirksregierung noch einmal sensibilisiert – nicht, weil wir alle aufregen 
wollen, sondern um das genaue Gegenteil zu erreichen. 

Mit einer besonderen Gesundheitsbeeinträchtigung ist übrigens schon aufgrund der 
Entfernung zur Ukraine selbst dann nicht zu rechnen, wenn dort Radioaktivität aus 
einem Kernkraftwerk austritt. Die Jodtablette bewirkt die sogenannte Jodblockade 
und damit die Aufnahme von radioaktivem Jod aus der Luft. Sollte es aber trotzdem 
nötig sein, kann ich auch beruhigen: Nordrhein-Westfalen hat genügend Jodtablet-
ten eingelagert – in jedem Kreis und in jeder kreisfreien Stadt des Landes. Wir soll-
ten die ernsthaften Gefahren also ernst nehmen und uns darum kümmern, aber 
auch aufpassen, dass wir Menschen nicht über Gebühr in Unruhe versetzen. 
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Sven Wolf (SPD) teilt die Einschätzung des Ministers zum völkerrechtswidrigen Angriff 
Russlands auf die Ukraine. Unabhängig vom Ausgang des Krieges habe ihn Putin mo-
ralisch verloren. Die IAEA berichte von wiederkehrenden Stromausfällen in den ukrai-
nischen Atomkraftwerken, verfüge aber über keinen direkten Kontakt mehr und versu-
che, sich vor Ort selbst ein Bild zu machen. 

Er unterstreicht die Aussage des Ministers, man müsse sachlich aufklären, zumal Men-
schen über 45 Jahren sowieso keine Jodtabletten mehr einnehmen müssten, weshalb 
ihn der Austausch mit den Hilfsorganisationen interessiere, die über ihre großen Netz-
werke sachlich informieren und gegebenenfalls auch beruhigen könnten. Auch wolle 
er wissen, ob die Landesregierung unmittelbare Informationen von der IAEA erhalte 
oder ob der Austausch über die Bundesbehörden erfolge. 

Minister Herbert Reul (IM) greift den Hinweis auf die Zusammenarbeit mit Hilfsorga-
nisationen auf, die aber vermutlich schon erfolge. Da die Zuständigkeit für Strahlen-
schutz nicht beim Innenministerium liege, erhalte es auch keine direkten Informatio-
nen. Aufgrund der besonderen Bedeutung habe er die Öffentlichkeit aber trotz seiner 
eigenen Unzuständigkeit im Ausschuss darüber informieren wollen. 
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2 Viertes Gesetz zur Änderung des Meldegesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16444 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Der Gesetzentwurf wurde am 16.02.2022 nach der ersten Le-
sung einstimmig an den Innenausschuss überwiesen.) 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf an-
zunehmen.  
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3 Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len und anderer Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16517  

(Der Gesetzentwurf wurde am 16.02.2022 nach der ersten Le-
sung einstimmig an den Innenausschuss – federführend – sowie 
an den Ausschuss für Kultur und Medien überwiesen.) 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung von 
Sachverständigen durchzuführen und dazu die LDI sowie eine 
weitere Sachverständige Person pro Fraktion bis morgen zu 
benennen und ihnen eine Frist für die Abgabe ihrer Stellung-
nahmen bis zum 28. März einzuräumen. 
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(Wird heute nicht behandelt; siehe „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

4 Bekämpfung von Umweltkriminalität in NRW endlich stärken – Schwer-
punktstaatsanwaltschaft und Koordinierungsstelle für NRW einrichten 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/14258 

Ausschussprotokoll 17/1703 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum)  

(Der Antrag wurde nach Beratung am 30.06.2021 einstimmig an 
den Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz – federführend –, an den Innenausschuss sowie an 
den Rechtsausschuss überwiesen; die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen im federführenden Ausschuss in öffent-
licher Sitzung erfolgen.) 
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5 Gesetz über den interkollegialen Ärzteaustausch bei Kindeswohlgefähr-
dung – Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/14280 

Ausschussprotokoll 17/1650 (Anhörung am 01.12.2021) 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum)  

(Der Gesetzentwurf wurde am 01.07.2021 nach Beratung ein-
stimmig an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
federführend –, an den Ausschuss für Familie, Kinder und Ju-
gend, an die Kommission zur Wahrnehmung der Belange der 
Kinder, an den Innenausschuss sowie an den Rechtsausschuss 
überwiesen.) 

Verena Schäffer (GRÜNE) bezeichnet den Gesetzentwurf als wichtiges Signal, um 
die Strukturen gegen Kindesmisshandlung zu stärken. In dieser Legislaturperiode hät-
ten die Fraktionen gemeinsam viel erreicht. Die Hinweise der LDI auf noch offene Fra-
gen zum Datenschutz, die bedauerlicherweise nicht mehr hätten geklärt werden kön-
nen, halte sie nicht für unwichtig. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU) schließt sich Verena Schäffer an. 

Der Ausschuss empfiehlt bei Enthaltung der AfD-Fraktion an-
sonsten einstimmig, den Gesetzentwurf anzunehmen. 
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6 Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16232 (Neudruck)  

(Der Gesetzentwurf wurde nach der ersten Lesung am 26.01.2022 
einstimmig an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend – 
federführend –, an die Kommission zur Wahrnehmung der Be-
lange der Kinder, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen, an den Haushalts- und Finanzausschuss 
sowie an den Innenausschuss überwiesen. 

Vorsitzender Daniel Sieveke betont die Bedeutung dieses Themas; allerdings werde 
der federführende Ausschuss den Gesetzentwurf noch vor der nächsten Sitzung des 
Innenausschusses abschließend beraten. 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen. 
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7 Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes in Nord-
rhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/15940 (Neudruck) 

(Der Gesetzentwurf wurde am 16.12.2021 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Innenausschuss, an den Rechtsaus-
schuss sowie an den Wissenschaftsausschuss überwiesen.) 

in Verbindung mit: 

Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung aus 
Anlass der COVID-19-Pandemie für das Land Nordrhein-Westfalen und zur 
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16322 

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2022 sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land Nordrhein-West-
falen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16323 

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 
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in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Alimentation von Familien sowie zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16324 

Ausschussprotokoll 17/1734 (Anhörung am 10.02.2022) 

– abschließende Beratung und Abstimmungen (Voten)  

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 

Hartmut Ganzke (SPD) regt an, kein Votum abzugeben, weil nach seiner Information 
noch Änderungsanträge erwartet würden. 

Verena Schäffer (GRÜNE) schließt sich Hartmut Ganzke an. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU) erklärt sich mit dem Vorgehen einverstanden und 
betont, die Gesetzentwürfe entfalteten nicht nur ausschließlich negative Folgen, so-
dass man bei aller gemeinsamen Kritik etwa mit Blick auf die Lebensarbeitszeitkonten 
dem federführenden Ausschuss die Beratung überlassen sollte. 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben. 
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8 „Staatsanwälte vor Ort“ in Duisburg (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6528 

– keine Wortbeiträge 
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9 Bislang keine Terrorkämpfer ausgebürgert (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6529  

Markus Wagner (AfD) zeigt sich irritiert darüber, dass man nicht wisse, gegen wie 
viele Mitglieder einer Terrorvereinigung ermittelt werde, und möchte wissen, wie viele 
Personen mit islamistischem oder dschihadistischem Hintergrund in Nordrhein-West-
falen von einer möglichen aufenthaltsbeendenden Maßnahme betroffen würden und 
welche weiteren Maßnahmen die Landesregierung plane, um härter gegen solche Um-
triebe und beispielsweise auch Mehrfachehen in Nordrhein-Westfalen vorzugehen. 

Minister Herbert Reul (IM) verweist auf die Zuständigkeit des MKFFI. 
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10 Angriffe auf Geldausgabeautomaten in NRW steigen exorbitant (Bericht be-
antragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6568  

Hartmut Ganzke (SPD) moniert den verspäteten Eingang des Berichts, der nichts 
Konkretes zur Aufklärungsquote im Jahr 2021 enthalte, die im Jahr 2020 nur bei 
26,7 % gelegen habe. 

Minister Herbert Reul (IM) sagt zu, die Aufklärungsquote für das Jahr 2021 nachzu-
reichen, und gibt zu bedenken, die Aufklärung gestalte sich in diesem Deliktsfeld äu-
ßerst schwierig. Die Polizei sei bei der Aufklärung noch nicht gut genug und kümmere 
sich deshalb intensiv um diese ganz zentrale Frage. Nach dem Rückgang der Geld-
automatensprengungen im vergangenen Jahr steige ihre Zahl nun wieder an, was die 
Polizei sehr alarmiere; wenn auch schon viele Aufgaben erledigt worden seien, ver-
blieben noch einige für die nächste Landesregierung. 
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11 Schusswaffengebrauch bei Polizeieinsätzen (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6563 

– keine Wortbeiträge 
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12 Verbreitung von Kinderpornografie durch Minderjährige (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage /6558  

Nic Peter Vogel (AfD) erinnert daran, oftmals würden Opfer selbst zu Tätern. Viele 
Kinder und Jugendliche sähen darin aber auch ein Kavaliersdelikt. Man möge darüber 
verpflichtend und mit Nachdruck in den Schulen sprechen, weil viele gar nicht wüssten, 
damit eine Straftat zu begehen. Dazu gehöre es auch, die Lehrer zu sensibilisieren 
und auf die Eltern zuzugehen; schließlich könnten solche Inhalte durchaus das spätere 
Leben zerstören. Dabei gehe es nicht nur um sexuellen Missbrauch, sondern etwa 
auch um die Rache nach gescheiterten Beziehungen Minderjähriger, indem dann etwa 
Nacktfotos oder Videos verbreitet würden. 

Verena Schäffer (GRÜNE) sieht ebenfalls ein Problem, und zwar auch für die Ermitt-
lungsbehörden, deren Kapazitäten gebunden würden. Zudem stehe hinter jedem Bild 
ein tatsächlicher Missbrauch. Verurteilt würden fast nur männliche Jugendliche. Sie 
interessiere die Kooperation mit dem Jugendministerium und dem Schulministerium, 
um spezifisch auf die Jungenarbeit zu blicken und die männlichen Jugendlichen auf-
zuklären sowie zu sensibilisieren. Darüber hinaus gehe es um die Medienkompetenz 
und damit auch um die Landeszentrale für politische Bildung. Sie betont, es handele 
sich nicht nur um eine Aufgabe der Polizei. 

Minister Herbert Reul (IM) erinnert daran, Gegner der Strafverschärfung hätten ge-
rade vor der jetzigen Situation gewarnt, dass damit nämlich viele Minderjährige erfasst 
würden. Nun gehe es darum, darüber aufzuklären, dass es sich nicht um einen Spaß, 
sondern um nicht zu akzeptierendes Verhalten handele. Er stimmt Verena Schäffer zu, 
dies könne in der Tat nicht die Polizei alleine leisten, wobei er bezweifle, dass sich alle 
Zuständigen mit der gebotenen Intensität des Themas annähmen; alle Institutionen, 
die mit Kindern und Jugendlichen arbeiteten, müssten entsprechend aufklären und auf 
die Folgen, zu denen auch die juristischen zählten, hinweisen, um so die Dringlichkeit 
zu erhöhen. 

Es gebe bereits gemeinsame Aufklärungsaktionen von Schulen mit dem LKA und dem 
BKA, bei denen es aber nicht sein Bewenden haben dürfe. Auch er spricht sich dafür 
aus, dass Lehrer darüber im Unterricht sprächen, um so einen Beitrag zur Erziehung 
zu leisten; an dieser Stelle könne sehr viel gemacht werden. 

Daniel Sieveke (CDU) sieht auch das Elternhaus in der Pflicht, denn die Eltern wüss-
ten oft nichts vom Medienverhalten ihrer Kinder. Die Eltern müssten aufmerksam sein 
und das Gespräch mit ihren Kindern suchen, um zu sensibilisieren. Er frage sich stets, 
welche zusätzlichen Aufgaben Schule denn noch übernehmen solle. 
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13 Jede dritte Straftat in Nordrhein-Westfalen wird von einem Migranten be-
gangen (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6530  

Markus Wagner (AfD) stellt bei den regionalen Rückkehrkoordinationsstellen ange-
sichts von etwa 545 Rückführungen und nur 54 tatsächlich durchgeführten eine Um-
setzungsquote von 10 % und für die Kommunen noch schlechtere Zahlen fest, sodass 
er nach den Ursachen und danach fragt, was die Landesregierung dagegen unterneh-
men wolle. 

Minister Herbert Reul (IM) räumt ein, dabei handele es sich um eine der schwierigs-
ten Fragen an einen Rechtsstaat, der in diesem Fall ganz besonders sauber arbeiten 
müsse. So viel wie Minister Dr. Stamp habe schon lange niemand mehr in diesem 
Bereich geleistet; Nordrhein-Westfalen liege in Deutschland an der Spitze. Trotzdem 
halte er die Frage für berechtigt, warum nicht noch mehr gelinge. Allerdings müssten 
sehr viele komplizierte Kriterien berücksichtigt werden, weil man keinesfalls willkürlich 
vorgehen dürfe. An der Sicherheitskonferenz des MKFFI nähmen auch LKA, Verfas-
sungsschutz und andere Stellen seines Hauses intensiv teil. Dabei gehe es um die 
Informationen, um auf ihrer Grundlage eine rechtssichere Entscheidung zu fällen. Er 
resümiert, diese dauerhafte Aufgabe könnte gewiss noch besser gelöst werden, wenn 
Nordrhein-Westfalen bundesweit auch großartige Ergebnisse vorzuweisen habe. 

Der Ausschuss kommt überein, die Tagesordnungspunkte 14 
und 21 zusammen zu beraten. 
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14 Katastrophenszenario: Stromausfall (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6531  

in Verbindung mit: 

21 Stärkung des Katastrophenschutzes in NRW: Wie bewertet Innenminister 
Reul die ihm vorgelegten Untersuchungsberichte, und welche Änderungen 
sind geplant? (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6552  

Nic Peter Vogel (AfD) gibt zu bedenken, jede Institution könne gehackt werden, und 
spricht die Erweiterung der Resilienz beim Digitalfunk von 4 auf 72 Stunden an. Die 
Kommunen würden nach § 4 Abs. 3 BHKG verpflichtet, Katastrophenszenarien aus-
zuarbeiten, sodass ihn interessiere, ob die Ausweitung der Resilienz auch darunter falle. 

Die Bürger würden angehalten, Notvorräte für zwei bis drei Wochen anzulegen, was 
zu einer erheblichen Entlastung der Warenverfügbarkeit im ersten Lockdown geführt 
hätte. Auch durch die Ukrainekrise gerieten die Menschen in Panik, sodass man bei-
spielsweise kein Speiseöl mehr bekomme. Vor ein paar Jahren jedoch seien verant-
wortungsvolle Bürger noch als Prepper verschrien worden; dabei müsse man die Be-
völkerung gerade in diesen Zeiten hoher Verletzlichkeit der Infrastruktur sensibilisieren. 

Verena Schäffer (GRÜNE) betont die erheblichen Konsequenzen eines Stromausfalls 
für die Bevölkerung sowie die kritische Infrastruktur. Da die wenigsten unteren Kata-
strophenschutzbehörden über Katastrophenschutzpläne verfügten, interessiere sie 
der Überblick des Ministeriums, bei wie vielen denn tatsächlich ein solcher vorliege, 
der auch lang anhaltende Stromausfälle berücksichtige. 

Sie bezeichnet den Aufruf zur Eigenvorsorge als notwendig. Beim Beschluss des 
BHKG im Jahr 2015 sei ein koordinierter Prozess zum Katastrophenschutz vereinbart 
worden. Im Jahr 2020 habe die Landesregierung von der Erstellung einer Website mit 
einem Selbstcheck für Bürgerinnen und Bürger berichtet, sodass sie der Sachstand 
interessiere. 

Die Aufrechterhaltung des Digitalfunks auf 72 Stunden zu erweitern, halte sie für er-
forderlich, und fragt nach dem Zeitplan der Landesregierung, bis wann sie dies umset-
zen wolle. Das Ministerium verweise auf den Dialog mit der Stromwirtschaft und den 
Stromnetzbetreibern, um die kritische Infrastruktur zu identifizieren und zu priorisieren 
und daraus die erforderlichen Konsequenzen zu ziehen. Sie fragt nach den bisherigen 
Ergebnissen. 
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Minister Herbert Reul (IM) räumt ein, die allesamt berechtigten Fragen seien noch 
nicht abschließend beantwortet worden. Tatsächlich stelle sich nach und nach immer 
deutlicher eine riesige Baustelle heraus. Das von ihm eingesetzte Kompetenzteam 
habe der Landesregierung dazu viele Hausaufgaben aufgegeben. Nicht alle Kommu-
nen hätten wie vorgesehen Katastrophenschutzpläne aufgestellt; die Landesregierung 
verfüge über keinen Überblick. Darüber hinaus gehe es auch um die Bedarfspläne. 
Die Kontrolle der kommunalen Umsetzung der klaren Aussage des Gesetzgebers liege 
bei den Bezirksregierungen. 

Er unterstreicht die Bedeutung der Eigenvorsorge, wobei man in der Vergangenheit 
schnell als ewig Gestriger und kalter Krieger bezeichnet worden sei. Heute näherten 
sich die meisten Menschen diesem Thema pragmatischer, die man aber nicht in den 
Wahnsinn treiben dürfe; gehe es doch nicht darum, Lebensmittel für Monate zu horten. 
Prepper hingegen hätten eine andere Motivation. 

Es brauche mehr Bewusstsein in der Öffentlichkeit, dass es zu Katastrophen kommen 
könne, wie die Ereignisse des letzten Sommers zeigten. Der koordinierende Prozess 
sei durch die Coronapandemie stark unterbrochen worden, was man niemandem vor-
werfen könne. Mehrere Ministerien hätten einen runden Tisch Strom eingerichtet, der 
aber feststecke. Noch in dieser Woche habe Dr. Lesmeister verschiedene Häuser zu-
sammengerufen, um intensiv an kurzfristigen Lösungen zu arbeiten. Das Konzept zum 
Digitalfunk solle Ende 2022 beendet sein.  

Zwischen Stromwirtschaft und Netzbetreibern finde sehr viel statt. Vor ein paar Wo-
chen hätten die Führungskräfte seines Hauses ein Gespräch mit der Stromwirtschaft 
geführt, die sehr weit sei. Nachholbedarf gebe es allerdings bei der öffentlichen Hand. 
Die energiepolitische Ausrichtung der letzten Jahre hin auf Strom bedeute eine große 
Abhängigkeit von dieser Energiequelle, was das Erfordernis, ihre Verfügbarkeit zu si-
chern, noch weiter erhöhe. 

Verena Schäffer (GRÜNE) weist darauf hin, mit Blick auf die kommunalen Katastro-
phenschutzpläne liege die Fachaufsicht letztlich beim Innenministerium. Auch seit der 
Hochwasserkatastrophe habe es aber offensichtlich nie bei den Kommunen abgefragt, 
ob dort denn überhaupt Katastrophenschutzpläne vorlägen, denn die Kommunen hät-
ten diese gesetzliche Vorgabe nicht umgesetzt. 

Minister Herbert Reul (IM) will nicht bestätigen, dass es gar keine Abfrage etwa durch 
die Bezirksregierungen gegeben habe, und sagt die Klärung im Nachgang zu; er könne 
nur keine konkreten Zahlen nennen. Die Verantwortlichkeit für den Katastrophen-
schutz liege bei den Kommunen. Möglicherweise sei auch in der Vergangenheit zu 
wenig kontrolliert worden. Allerdings lege er großen Wert darauf, im Kompetenzteam, 
zu dem auch kommunale Vertreter gehörten, keine Vorwürfe zu erheben, sondern ein 
Konzept für die Zukunft zu erarbeiten.  

Zwischenzeitlich erklärten sich die Kommunen auch bereit, sogar über Katastrophen-
schutzbedarfspläne zu sprechen, sodass nun Einigkeit mit den Kommunen bestehe, 
was er für wichtiger halte, als sie für ihre Versäumnisse zu rüffeln. Für die Zukunft 
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bestehe jedenfalls die Pflicht der Bezirksregierung oder des Innenministeriums, die 
Umsetzung der Katastrophenschutzbedarfspläne zu kontrollieren. 

Verena Schäffer (GRÜNE) widerspricht, das Land dürfe sich nicht aus seiner Verant-
wortung stehlen, bei dem schließlich die Fachaufsicht liege. Insgesamt gehe es darum, 
den Katastrophenschutz auf Landesebene etwa durch ein Landesamt für Katastro-
phenschutz zu stärken, was sie als eine der großen Herausforderungen der nächsten 
Legislaturperiode bezeichnet. Das geltende BHKG müsse selbstverständlich umge-
setzt werden, was das Ministerium zu kontrollieren habe, denn niemand wisse, wann 
das Land von der nächsten Katastrophe erreicht werde. 

Hartmut Ganzke (SPD) möchte wissen, ob sich der Minister bei der Ausgestaltung 
des Katastrophenschutzes an Niedersachsen orientiere, wo es eine eigene Einheit 
gebe, oder ob er die Bezirksregierungen stärken wolle. 

Nic Peter Vogel (AfD) moniert, wenn die Kommunen noch nicht einmal dem Szenario 
von 4 Stunden Rechnung trügen, erübrige sich seine Frage nach dem Szenario von 
72 Stunden. Die Zuständigkeit liege aufgrund der örtlichen Unterschiedlichkeiten zu 
Recht bei den Kommunen. Er fordert den Minister auf, den aktuellen Stand bei den 
Kommunen abzufragen und Hilfestellung anzubieten, zumal nicht jede Kommune über 
das erforderliche Personal verfügen dürfte. Auch gehe es nicht nur darum, nach vorne 
zu schauen, sondern auch zu ermitteln, woran es bislang hake. 

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, sein Haus habe über die Bezirksregierung die 
Abfrage bei den Kommunen nach den Katastrophenplänen angestoßen, aber noch 
keine abschließenden Ergebnisse erhalten. Auf die Frage von Hartmut Ganzke weist 
er darauf hin, sein Haus bewerte die sehr interessanten Vorschläge der unabhängigen 
Kommission, um darüber nachzudenken, wie man die aufgezeigten Probleme im De-
tail löse. Anschließend werde er Änderungsvorschläge vorlegen.  

Kleinigkeiten im Alltag seines Hauses habe er bereits geändert; so sei die zuständige 
Abteilung heute personell anders aufgestellt als noch vor einigen Monaten. Wie auch 
bei den früheren Problemen versuche er, möglichst schnell möglichst viel umzusetzen. 
Die Kommission stelle aber sehr grundsätzliche Fragen an den Katastrophenschutz, 
sodass man das Thema insgesamt betrachten müsse. 

Zu Beginn seiner Amtszeit habe er keinen Grund gesehen, an der Aufstellung des 
Katastrophenschutzes und am BHKG zu zweifeln. Heute wisse er aber, dass manches 
sehr wohl falsch sei, sodass man das BHKG werde anpassen müssen. Die Flut habe 
die Wahrnehmung der Notwendigkeit verändert; so erinnere er sich noch daran, dass 
man ihn für „bescheuert erklärt“ habe, als er einen Sirenenwarntag ausgerufen und 
Sirenen angeschafft habe. Heute wisse auf einmal jeder, was zu tun sei, aber vor Jah-
ren habe niemand das Problem erkannt. Auch er selbst habe erst 2018 angefangen, 
das Problem zu begreifen, und mit den Sirenen begonnen. 
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Das Thema sei auch deutschlandweit vernachlässigt worden; so gebe es in den Kom-
munen heute keine Katastrophenschutzämter mehr. Der Haushaltsplan 2023 enthalte 
zum ersten Mal eine Haushaltsstelle zum Katastrophenschutz, wenn auch nur mit 
1,2 Millionen Euro. In der Tat bestehe großer Änderungsbedarf, aber die Versäum-
nisse gingen nicht auf ihn zurück. 

Verena Schäffer (GRÜNE) hält die Notwendigkeit, das BHKG weiterzuentwickeln, für 
unstrittig. Gemeinsam mit der CDU sei es Rot-Grün 2015 gelungen, das bis dahin gel-
tende Feuerwehrgesetz überhaupt wieder zu einem Katastrophenschutzgesetz zu ma-
chen. Gerade der Katastrophenschutz dürfe nicht zwischen parteipolitischen Interes-
sen zerrieben werden. Auch FDP und CDU wüssten um Änderungsbedarf mit Blick auf 
die Hochwasserkatastrophe und die Coronapandemie. 

Sie möchte wissen, wann mit dem Bericht von Albrecht Brömme gerechnet werden 
könne und ob die Landesregierung bis zur nächsten, letzten Innenausschusssitzung 
vor der Landtagswahl eine erste Auswertung der Vorschläge der Kommission vorlegen 
könne, wenn es sich auch um eine Aufgabe der nächsten Landesregierung handele. 

Thomas Schnelle (CDU) stellt eine starke Nähe der Fraktionen beim Änderungsbe-
darf fest. Das Thema werde vom Innenministerium prioritär behandelt, wofür er dem 
Innenminister sehr danke, das nun die Empfehlungen der Kommission auswerten, auf 
Machbarkeit hin überprüfen und mit Prioritäten versehen müsse, weil man gewiss nicht 
alles auf einmal umsetzen könne. Mit dem BHKG sei der Gesetzgeber seinerzeit den 
Fachleuten in der Anhörung bei wichtigen Punkten nicht gefolgt, sodass man seine 
Schwächen nun angehen müsse, wozu unter anderem die Katastrophenschutzbe-
darfspläne gehörten. 

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, er wisse nicht, wann der Bericht von Albrecht 
Brömme vorgelegt werde; der Bericht in seiner Zuständigkeit jedenfalls liege vor. Ka-
tastrophenschutz eigne sich in der Tat nicht für parteipolitischen Streit. Sein Konzept 
für den Katastrophenschutz der Zukunft werde garantiert vor der Landtagswahl be-
kannt sein. 
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15 Clan-Razzia in Duisburg mit 200 Polizisten (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage /6532  

Markus Wagner (AfD) zeigt sich angesichts der erheblichen Vorstrafen der sechs Tat-
verdächtigen irritiert, wobei die Gerichte in vielen Fällen von der Verurteilung oder gar 
von Haft abgesehen hätten. Es falle auf, dass es sich bei fünf Tatverdächtigen nicht 
um deutsche Staatsbürger handele, die sich alle noch in Deutschland aufhielten. Wenn 
es also so schwierig sei, sie abzuschieben, müsse man die Gesetze verändern. Damit 
und mit den milden Urteilen komme es zu einer Schieflage, mit der man die Clankrimi-
nalität sicher nicht in den Griff bekommen werde. 
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16 Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf die Sicherheitslage in Nord-
rhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Lassen Sie mich zunächst feststellen, dass wir seit dem 24. Februar in einem an-
deren Europa leben. Seit dem Angriff russischer Truppen auf die Ukraine leben wir 
nicht mehr in einem friedlichen Europa, und wir leben nicht mehr in Sicherheit. Wir 
dürfen auch nicht die Augen vor dem verschließen, was unseren ukrainischen Nach-
barn angetan wird. Sie haben einen Anspruch auf unsere Solidarität und unsere 
Hilfe: sowohl diejenigen, die in der Ukraine für ihre Freiheit kämpfen, als auch die-
jenigen, die vor der Gewalt fliehen und Sicherheit für sich und ihre Kinder suchen. 
Frau Schäffer hat in ihrer Rede im Plenum sehr schön beschrieben, wie man das 
überhaupt den Kindern erklären kann. 

Wir sind willens, bereit und in der Lage, Ihnen zu helfen. Das sich bei uns darum so 
viele Menschen mit Geld, Gütern und persönlichem Einsatz kümmern, ist schon toll. 
Der Ministerpräsident und ich haben mit Vertretern der Hilfsorganisationen in NRW 
beraten, wie wir diese Welle der Hilfsbereitschaft koordinieren. Ich habe ein biss-
chen die Sorge, dass zwar ungeheuer viel passiert, aber manches nicht die Wirkung 
entfaltet, die es entfalten sollte, weil es nicht koordiniert ist.  

Wenn jemand mit dem Auto zur Grenze fährt, hat das zum Beispiel Auswirkungen 
auf die Verkehrswege. Wenn die Hilfsgüter dann an der Grenze liegen bleiben, ist 
das noch keine Lösung; es ist also nicht so ganz einfach. Viele Sachspenden sta-
peln sich derzeit an den Grenzen, ohne dass sie verteilt werden können; deshalb 
rufe ich noch einmal dazu auf, möglichst viele Menschen davon zu überzeugen, 
dass eine Geldspende das Beste ist. Die Menschen haben immer die Sorge, dass 
das Geld in der Tasche der Organisationen landet, was aber falsch ist, denn das ist 
das Wirkungsvollste, was man im Moment machen kann. 

Wir haben im Innenministerium eine Besondere Aufbauorganisation unter Leitung 
von Dr. Lesmeister eingerichtet. Hier werden die Prozesse geordnet, und hier findet 
ein fortlaufender Austausch mit den Hilfsorganisationen statt. Wir tun, was wir kön-
nen, um die Menschen in der Ukraine und aus der Ukraine zu unterstützen.  

Natürlich beobachten wir auch genau, wie sich die Sicherheitslage in unserem Land 
entwickelt. Da sind zunächst die vielen Versammlungen seit Beginn des Krieges. 
So gab es bis zum 8. März bereits 444 Demonstrationen mit mehr als 380.000 Teil-
nehmern, die gegen den Krieg und für die Ukraine auf die Straße gingen. 250.000 
statt der erwarteten 30.000 Menschen beteiligten sich alleine an der Friedensde-
monstration am Rosenmontag in Köln. Das ist eine beeindruckende Demonstration 
von Mitmenschlichkeit und Solidarität. 

Auf den Veranstaltungen sieht man, dass der Krieg in der Ukraine die Menschen in 
NRW aufrüttelt. Ich finde es sehr berührend, dass es auf den Veranstaltungen 
mucksmäuschenstill ist. Die Menschen hören zu, sind ergriffen und begreifen das 
Problem. Wir rechnen sogar damit, dass die Teilnehmerzahlen bei den Demonstra-
tionen weiter ansteigen. 
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Die Demonstrationen sind übrigens überwiegend friedlich verlaufen. Obwohl die 
Menschen aufgewühlt sind, konnten wir bisher nur vereinzelt Aggressionen gegen 
Konfliktparteien oder den Konfliktparteien zugeordnete Einrichtungen feststellen. 
Niemand weiß, wie sich das weiterentwickelt. Die große Mehrheit der Versammlun-
gen sind ganz klar für die Ukraine ausgerichtet, was auch kein Wunder ist. Das sind 
ganz normale Leute, die ihre Solidarität bekunden. Eine Beteiligung extremistischer 
Gruppierungen ist bisher nicht bekannt geworden. 

Natürlich gibt es auch die anderen. So ist sich die sogenannte Querdenkerszene 
offenbar uneinig darüber, wie sie sich verhalten soll: Die hier in großer Zahl mitmi-
schenden Extremisten sind demnach eher pro-russisch, was nicht wirklich verwundert; 
der bürgerlich ausgerichtete Teil hingegen hat größtenteils eine pro-ukrainische Po-
sition.  

Mit den Äußerungen gehen jedoch Durchhalteparolen einher, sich dem 
Coronathema der Bewegung zu widmen. Offenbar bestehen hier Ängste, dass an-
gesichts der Situation in der Ukraine der Protest gegen die Coronamaßnahmen ins 
Hintertreffen gerät. Das geht bis zur Beschreibung von Szenarien, wonach der Uk-
rainekrieg nur angezettelt worden ist, damit das andere Thema vernachlässigt wird. 
Es fällt schwer, das zu verstehen, aber das wird wirklich geäußert. 

Deutlich zugenommen hat die Anzahl von Kanälen auf der Telegramplattform. Das 
ist zwar alles sehr diffus, was sich da so rumtreibt und äußert, ist aber eher dem 
rechtsextremen Spektrum zuzuordnen. Teilweise sind diese Beiträge pro-russisch, 
teilweise pro-ukrainisch. Einig ist man sich offenbar in einer grundlegend antiameri-
kanischen und teilweise antizionistischen bzw. antisemitischen Einstellung; das ist 
manchmal richtig kraus. Häufig wird da die Erweiterung der NATO aufgegriffen, um 
die russischen Bomben zu rechtfertigen. Strafbare Inhalte konnten jedoch bisher 
nicht festgestellt werden.  

Vereinzelt gibt es Hinweise, dass Personen eine Ausreise in die Ukraine beabsichti-
gen bzw. ausgereist sind, um dort zu kämpfen. Hierbei kommen sowohl pro-ukrai-
nische als auch pro-russische Motivlagen in Betracht. Das sind alles Einzelfälle, also 
wirklich keine großen Bewegungen. Unsere Sicherheitsbehörden stehen fortlaufend 
in einem engen Austausch mit anderen Sicherheitsbehörden im Bundesgebiet. 

Davon einmal abgesehen hat die bisherige Entwicklung im Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine nur geringe Auswirkungen auf die Sicherheitslage in Nordrhein-
Westfalten. Wenn pro-russische auf pro-ukrainische Akteure treffen, ist natürlich mit 
Straftaten wie Beleidigungen bis hin zu Körperverletzungsdelikten zu rechnen. Bis-
lang liegen allerdings keine konkreten Hinweise vor.  

Zwischen dem 19. Februar und dem 7. März wurden lediglich drei Straftaten mit 
Versammlungsbezug gemeldet; dabei handelt es sich um zwei Volksverhetzungen 
sowie um eine Sachbeschädigung. Zwischen dem 19. Februar und dem 7. März 
sind dem Landeskriminalamt insgesamt 63 Straftaten ohne Versammlungsbezug 
gemeldet worden; dabei handelt es sich um 22 Sachbeschädigungen, sechs Volks-
verhetzungen, acht Verwendungen von Kennzeichen verfassungswidriger Organi-
sationen, acht Bedrohungen sowie einer Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen 
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ausländischer Staaten, zehn Beleidigungen, ein Raub- bzw. Erpressungsdelikt, ein 
Sexualdelikt, ein Branddelikt sowie fünf sonstige Straftaten.  

20 der genannten Straftaten erfolgten zum Nachteil russisch assoziierter Geschä-
digter, davon in drei Fällen gegen russische konsularische Vertretungen, sowie elf 
Straftaten zum Nachteil ukrainisch assoziierter Geschädigter. Bei den übrigen De-
likten war eine solche Zuordnung nicht möglich. 

Herausragend sind drei Taten vom 2. und 3. März: Am 2. März kam es zu einer 
Sachbeschädigung an einem russischen Lebensmittelgeschäft und Reisebüro in 
Oberhausen, dessen Betreiber sich putinfreundlich in den Medien geäußert hatte. 
Das Lebensmittelgeschäft ist Teil einer russischen Kette von elf Geschäften in 
Deutschland, von denen sich fünf Geschäfte in NRW befinden. 

Ebenfalls erwähnenswert ist eine Bombendrohung gegen das Finanzamt Erkelenz, 
ebenfalls am 2. März. Aus dem Wortlaut ist eine pro-russische Ausrichtung erkenn-
bar. Eine tatsächliche Gefahrenlage bestand jedoch nicht. Am 3. März brannte in 
den frühen Morgenstunden in Krefeld der Pkw eines Ukrainers; es wird von Brand-
stiftung ausgegangen. 

Ein Anstieg im Bereich der Cyberkriminalität im Zusammenhang mit dem russischen 
Angriffskrieg konnte in NRW bislang nicht festgestellt werden. Nach wie vor besteht 
jedoch die Gefahr, dass insbesondere nachrichtendienstliche Operationen Russ-
lands zu einer Gefährdung führen können. Das sind dann Kampagnen zur Desin-
formation und Einflussnahme, die Gefahr von Cyberangriffen sowie die Gefahr von 
Spionage und Sabotage. Spionage haben wir jetzt stärker im Blick, denn wenn wir 
den Güterverkehr sperren, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass andere Wege ge-
sucht werden. Der Verfassungsschutz hat verstärkt in Personal in diesem Bereich 
investiert. Auch wenn hier bisher keine gravierenden Angriffe bekannt geworden 
sind, kann sich die Lage schnell ändern. 

Aus der Kriegsregion wird berichtet, dass Angriffe mit einer neuartigen Schadsoft-
ware zu einer gezielten Zerstörung von Informationstechnik geführt haben. Neben 
Desinformationskampagnen und gezielten militärischen Schlägen bilden Cyberan-
griffe einen wesentlichen Bestandteil einer hybriden Kriegsführung. Ergeben sich in 
Nordrhein-Westfalen Hinweise auf eine mögliche höhere Gefährdung durch Cy-
berangriffe, nutzt die Koordinierungsstelle Cybersicherheit im Ministerium des In-
nern die etablierten Kommunikationskanäle und warnt die potenziellen Opfer, ins-
besondere Einrichtungen der kritischen Infrastruktur. Das Wichtigste ist es, frühzei-
tig sensibel zu sein und den Schaden erst gar nicht entstehen zu lassen. 

Verfassungsschutz, Polizei und die Koordinierungsstelle Cybersicherheit arbeiten 
hier Hand in Hand. Erst gestern hat sich der Operative Austausch Cybersicherheit 
NRW getroffen, um die aktuelle Gefahrenlage gemeinsam zu bewerten. Diese Aus-
tauschplattform bringt Vertreter der Koordinierungsstelle Cybersicherheit, der Poli-
zei mit ihren Cybercrimespezialisten, der Cyberabwehr und des Wirtschaftsschut-
zes des Verfassungsschutzes NRW, der Zentralen Ansprechstelle Cybercrime der 
Staatsanwaltschaft Köln, des CERT NRW sowie den Landes-CISO zusammen. 
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Hier werden die Kommunikationswege der elementaren Akteure der Cybersicher-
heit im Land geschärft und aktiv genutzt.  

Die Sicherheitsbehörden beobachten die Entwicklung der Lage gemeinsam und 
sind jederzeit bereit zu reagieren. Nordrhein-Westfalen ist im Vergleich zu anderen 
Bundesländern gut aufgestellt, weil wir auch über größere Behörden und damit ein-
fach über mehr Manpower und Erfahrung verfügen. Wir haben alle relevanten Stel-
len informiert und sensibilisiert – Behörden, kritische Infrastrukturen und Wirt-
schaftsunternehmen –, sind selbst ständig wachsam und passen IT-Sicherheits-
maßnahmen den aktuellen Gefährdungen fortwährend an, denn auch das Ministe-
rium ist ein möglicher Gegenstand solcher Maßnahmen. Wir versuchen, unsere Mit-
arbeiter dafür zu sensibilisieren, dass sie im Umgang mit E-Mails noch behutsamer 
sind. 

Klar ist aber auch: Die Lage ist angespannt. Es besteht eine hohe abstrakte Gefahr 
für das Land Nordrhein-Westfalen und die hiesigen Wirtschaftsunternehmen, Ziel 
von Cyberattacken zu werden. Wenn wir alle ein wenig achtsamer, behutsamer und 
vorsichtiger bei der Nutzung digitaler Infrastruktur sind, kann man dafür sorgen, 
dass manche dieser Probleme erst gar nicht entstehen. 

Sven Wolf (SPD) teilt die Sorge des Ministers in Bezug auf die Polemik gegen russi-
sche Mitbürgerinnen und Mitbürger, die man sehr sorgsam beobachten müsse. So 
erschütterten ihn Übergriffe gegen russische Lkw-Fahrer, denn offensichtlich werde – 
auch sehr gezielt etwa von der russischen Regierung selbst – versucht, diesen Konflikt 
über Desinformation oder auch tatsächlich nach Deutschland zu tragen. Er bittet den 
Minister mitzuteilen, wie die Polizei in Nordrhein-Westfalen dafür sensibilisiert werde 
und deeskalierend wirke. Viele Menschen könnten gut trennen, dass es sich um einen 
Krieg der russischen Regierung und nicht des russischen Volkes handele. Die Russin-
nen und Russen, die in Nordrhein-Westfalen lebten, hätten damit nichts zu tun. 

Nach seinem Eindruck reisten eher Gefährder aus der rechten Szene ins Krisengebiet, 
um auf der Seite der Separatisten gegen die Ukraine zu kämpfen, was ihm große Sor-
gen bereite. Auch bestehe eine große Gefahr im gezielten Hacken von Accounts, um 
anschließend gezielte Desinformationen zu verbreiten. Er bittet den Minister um Erläu-
terung, wie Journalisten, Politiker, Hilfsorganisationen, Behörden, Kommunen und Pri-
vatpersonen davor geschützt und dafür sensibilisiert würden. Auch interessiere ihn der 
ständige Austausch mit den Kommunen.  

Daniel Sieveke (CDU) möchte wissen, ob nach dem Verbot von Russia Today alle 
technischen Möglichkeiten genutzt würden, das nicht nur über Kabel und Satellit, son-
dern auch über andere Zugangswege empfangen werde, die man auch in den Blick 
nehmen möge, um die Desinformation tatsächlich zu unterbinden. Er halte es für hilf-
reich, wenn der öffentlich-rechtliche Rundfunk Sendungen und Nachrichten in russi-
scher und ukrainischer Sprache ausstrahlte, um die Geflüchteten zu informieren, wo-
bei es nicht nur um Kriegsberichte, sondern auch um Unterhaltungsprogramm gehen 
müsse. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 35 - APr 17/1751 

Innenausschuss 10.03.2022 
100. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

Einige Russinnen und Russen, die sich in Nordrhein-Westfalen öffentlich gegen Putin 
und den Krieg aussprächen, hätten nun Angst, selbst ins Fadenkreuz zu geraten. Man 
müsse sie darin unterstützen, diesen Weg mutig weiterzugehen. Besonders mutig 
finde er es, dass Menschen in Russland auf die Straße gingen, um offen gegen den 
Krieg und Putin zu demonstrieren. 

MDgt’in Dr. Daniela Lesmeister (IM) berichtet von einer Schalte mit den Polizeiprä-
sidentinnen und den Landräten, die das Ministerium explizit darauf hingewiesen habe, 
dass sich die Polizei stets neutral verhalten müsse. Deshalb dürften auch keine Flag-
gen vor Polizeigebäuden gehisst oder Anstecker an Antennen oder Fahrzeugen ver-
wendet werden. Schon in der letzten Woche habe sie die §-4-Behörden telefonisch 
dafür sensibilisiert. 

LMR Jürgen Kayser (IM) setzt fort, Ausreisen seien zunächst ausschließlich in der 
rechten Szene thematisiert worden. Die Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern 
wüssten von Personen im niedrigen einstelligen Bereich, die sich tatsächlich dort auf-
hielten, wobei man nicht wisse, ob sie auch tatsächlich schon an Kampfhandlungen 
teilgenommen hätten. Dabei werde vornehmlich die Absicht verfolgt, auf ukrainischer 
Seite zu kämpfen. 

Allerdings wisse er auch von einem durch die Bundespolizei unterbundenen Ausreise-
versuch einer Person mit deutsch-russischem Hintergrund, um sich auf russischer 
Seite am Krieg zu beteiligen. Aktuell gebe es Medienberichte über Personen ohne 
extremistischen Hintergrund, die möglicherweise einfach ein Abenteuer suchten oder 
dem Aufruf der Ukraine folgten, sich auf ihrer Seite an den Kampfhandlungen zu be-
teiligen; insofern spreche man von einem sehr heterogenen Feld. 

LKD Martin Wentorf (IM) ergänzt, bereits am 24. Februar habe das LKA eine Infor-
mationssammelstelle eingerichtet, um die Informationen über Straftaten, Versamm-
lungsgeschehen, herausragende Ereignisse und sonstige weiche Informationen zu-
sammenzuführen; beim BKA gebe es eine ähnliche Struktur. Das Lagebild werde re-
gelmäßig an alle Kreispolizeibehörden geschickt, um Ereignisse besser einordnen zu 
können. 

Verena Schäffer (GRÜNE) spricht die Gefahr des Menschenhandels für die Geflüch-
teten an und fragt nach ersten Erkenntnissen. Zwar sei es zu begrüßen, dass auch so 
viele Private anböten, Geflüchtete aufzunehmen, was aber leider auch die Gefahr 
berge, dass die Falschen eine Frau mit kleinen Kindern aufnähmen. Die Geflüchteten 
brauchten eigene Schutzräume, die sich nicht in einer privaten Wohnung befänden, in 
der Übergriffe auf Kinder möglich seien. Sie unterstreicht die Bedeutung staatlicher 
sowie Unterkünfte der Hilfsorganisationen. Damit wolle sie keinesfalls das großartige 
private Engagement kritisieren, aber die Politik trage auch die Verantwortung für die 
Sicherheit gegen Menschenhandel und für den Kinderschutz. 
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Daniel Sieveke (CDU) betont, teilweise böten bewusst auch russische Familien Un-
terkünfte an, um ihre Ablehnung des Krieges deutlich zu machen. Es müsse sich aber 
um menschenwürdige Unterkünfte handeln, zumal man über traumatisierte Menschen 
spreche, weshalb Sammelunterkünfte sich vielleicht nicht immer bewährten. Auch die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister erhielten Anfragen von Privaten. Ebenfalls sei 
es nicht sinnvoll, auf eigene Faust loszufahren, um vor Ort zu helfen und Menschen 
nach Deutschland zu bringen, denn es brauche eine gewisse Koordination. 

Nach seiner Information unterhielten NPD-Funktionäre Kontakte zur Swoboda-Partei 
mit faschistischen Zügen, so Nic Peter Vogel (AfD). Sodann gibt er zu bedenken, 
Hackerangriffe könnten auch von Trittbrettfahrern verübt werden, die ausnutzten, dass 
der Fokus gegenwärtig auf Russland liege. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU) schließt sich Verena Schäffer an. Die Stadt Bonn 
etwa koordiniere Angebot und Nachfrage, müsste aber Menschen an sich auch über 
die zuständige Kreispolizeibehörde überprüfen lassen, was vermutlich am Daten-
schutz scheiterte. 

Sven Wolf (SPD) unterstreicht die Ausführungen von Verena Schäffer ebenfalls. So 
gebe es etwa an den großen polnischen Bahnhöfen, über die viele Geflüchtete ankä-
men, Sicherheitsbereiche, um die häufig alleine geflüchteten Frauen davor zu bewah-
ren, von den Falschen angesprochen zu werden. 

Daniel Sieveke (CDU) stimmt den Ausführungen von Sven Wolf zu. 

Minister Herbert Reul (IM) gibt zu bedenken, die Geflüchteten könnten für 90 Tage 
ohne Kontrollmöglichkeit einreisen, was ihre Erfassung sehr erschwere. Sodann teilt 
er auf die Ausführungen von Verena Schäffer hin mit, es gebe schon erste Vorfälle in 
Sammelunterkünften; insofern müssten alle sehr achtsam sein. 

LMR Jürgen Kayser (IM) ergänzt auf die Frage von Nic Peter Vogel, am Beispiel der 
NPD zeige sich die Zerrissenheit der rechten Szene im Konflikt. Der Verfassungs-
schutz stelle die von ihm angesprochene Verbindung noch nicht fest, wohl aber eine 
Erklärung der NPD auf ihrer Internetseite gegen einen Bruderkrieg in Europa, der auf 
die Kriegshetze der NATO zurückgehe, weshalb die NPD den sofortigen Abzug aus 
Europa und die Einstellung aller Kampfhandlungen fordere. In der rechten Szene finde 
sich jedenfalls keine klare Haltung für eine Seite. 
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17 Abwehr von Cyberangriffen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

in Verbindung mit: 

Schutz vor Cyberattacken und anderen hybriden Angriffen (Bericht beantragt 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage /6557 

in Verbindung mit: 

Potentielle Cyberangriffe aus Russland abwehren (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 9]) 

(siehe auch Tagesordnungspunkt 16) 

– keine Wortbeiträge 
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18 Großbrand in einem Wohnkomplex in Essen 20./21.02.2022 (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6533 
vertrauliche Vorlage 17/209 

– keine Wortbeiträge 
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19 Kampf gegen Geldwäsche (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6538 

– keine Wortbeiträge 
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20 Standort für den Sitz der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage /6534 

– keine Wortbeiträge 
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22 Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung im Innenministerium (Bericht be-
antragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6535 

– keine Wortbeiträge 
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23 Unbesetzte Leitungsstellen bei der Polizei NRW (Bericht beantragt von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6549  

Auf die Frage von Markus Wagner (AfD), wann denn nun die vakante Stelle in Ober-
hausen besetzt werde, teilt Minister Herbert Reul (IM) mit, dies werde zügig erfolgen. 
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24 Aktuelle Entwicklungen im Spektrum der Gegner*innen der Corona-Schutz-
maßnahmen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6536 

Verena Schäffer (GRÜNE) spricht mit Blick auf die Straftaten von einer krassen Ent-
wicklung in wenigen Wochen und fragt nach Auswirkungen des Ukrainekriegs. Beim 
im Bericht genannten rechtsextremistischen Youtuber dürfte es sich wohl um Tim Kell-
ner handeln, den Aufnahmen mit einer Person der seit vielen Jahren verbotenen Hei-
mattreuen Deutschen Jugend zeigten, weshalb sie die Verknüpfung des Spektrums 
der Coronaleugnerbewegung zu völkischen Gruppierungen gerade in Ostwestfa-
len/Lippe interessiere.  

Ausweislich des Berichts veröffentliche die Szene der Coronaleugnerbewegung An-
schriften und Daten von Personen, um sie vor allem verbal zu konfrontieren. Sie 
möchte wissen, ob die Sicherheitsbehörden Gefährdetenansprachen durchführten, ob 
sie dafür sorgten, dass diese Angaben wieder aus dem Netz genommen würden, und 
wie die Polizei mit diesem Phänomen umgehe. 

Nic Peter Vogel (AfD) fragt, ob sich die Urkundenfälschung nicht nur auf Impfpässe, 
sondern auch auf gefälschte Atteste zur Befreiung von der Maskenpflicht beziehe. Er 
moniert, beim Anstieg der Straftaten werde nicht danach differenziert, ob sie von den 
Coronaskeptikern oder von den Gegendemonstranten erfolgten. 

MDgt’in Dr. Daniela Lesmeister (IM) spricht vor dem Hintergrund des Ukrainekrieges 
von leicht rückläufigen Versammlungen. Eine Positionierung ihrer Teilnehmer lasse 
sich nicht erkennen. Die Urkundenfälschung beziehe sich auch auf Atteste zur Befrei-
ung von der Maskenpflicht. Sie sagt die Beantwortung der Frage nach den Anschriften 
im Nachgang zu. 

LMR Jürgen Kayser (IM) teilt mit, nach Erkenntnissen des Verfassungsschutzes näh-
men Personen aus dem von Verena angesprochenen Spektrum teil, ohne dass man 
bereits von einer strategischen Vernetzung sprechen könne. Im Coronaprotestspekt-
rum finde man wie in Teilen der rechten Szene zum einen prorussische Narrative, wo-
nach die NATO provoziert habe; zum anderen herrsche ein gewisses Unverständnis, 
dass der Ukrainekrieg so viele Menschen zu Demonstrationen auf die Straße bringe 
anstatt für den viel wichtigeren Protest gegen die Coronamaßnahmen der Politik. Auch 
werde behauptet, es handele sich gar nicht um einen echten Krieg, sondern es solle 
bloß der große Austausch vorangetrieben werden. So gesehen werde der Ukraine-
krieg von der Szene stark aufgegriffen. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 44 - APr 17/1751 

Innenausschuss 10.03.2022 
100. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

25 Umsetzung der Handlungsempfehlungen der Stabsstelle „Rechtsextremis-
tische Tendenzen in der Polizei NRW“ (Bericht beantragt von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6537 

– keine Wortbeiträge 
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26 Bombendrohungen gegen Gerichte am 4. Februar 2022 (Bericht beantragt 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6551 

– keine Wortbeiträge 
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27 Verbleib von Polizeimunition aus NRW auf einen Schießstand in Güstrow 
(Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6561  

Nach einem Bericht von tagesschau.de habe der Polizeibeamte seinerzeit beim LAFP 
gearbeitet, privat am Training in Güstrow teilgenommen und dafür ohne Genehmigung 
Munition aus den Dienstbeständen der Polizei verwendet, so Verena Schäffer (GRÜNE). 
Es besorge sie zutiefst, dass dies so einfach möglich sei. 

Minister Herbert Reul (IM) sagt die sorgfältige Aufklärung zu. 

MDgt’in Dr. Daniela Lesmeister (IM) bestätigt die vorherige Tätigkeit beim LAFP, 
verweist aber mit Blick auf die anderen Fragen auf das laufende Verfahren.  
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28 Messerattacken in der Düsseldorfer Altstadt während der Karnevalstage 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 10]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich muss vorwegschicken, dass es sich in beiden Fällen um laufende Ermittlungs-
verfahren handelt, an denen mit Hochdruck gearbeitet wird, sodass wir nur begrenzt 
Aussagen treffen können; was ich sagen kann, will ich aber vortragen. 

Als ich von diesen beiden Vorfällen gehört habe, hat es mich richtig erwischt. Sie 
wissen ja: Ich bin selbst ein begeisterter Karnevalist. Wenn ich mir dann vorstelle, 
dass da junge Menschen zum Feiern mit Freundinnen und Freunden unterwegs 
sind, nach all der Coronazeit wieder mal Spaß und Frohsinn im Karneval haben 
möchten, und dann passiert so etwas, schockiert mich das schon, weil wieder ein-
mal junge Menschen in der Altstadt lebensbedrohlich verletzt wurden. 

Streitigkeiten gab und gibt es immer – in der Altstadt, auf anderen Partymeilen und 
auch im Karneval –, aber Leute, die mir nichts, dir nichts mit dem Messer auf Men-
schen losgehen, stellen schon eine besondere Entwicklung dar. Ich habe das schon 
mal gesagt: Hier, aber nicht nur in diesen Bereichen, erleben wir wieder ganz be-
stimmte Menschen, nämlich Gruppen junger Männer, oft mit Migrationshintergrund, 
meistens alkoholisiert und aggressiv. 

Die erste Messerattacke ereignete sich am Sonntag, 27. Februar 2022, gegen 
17:45 Uhr; das war Karnevalssonntag. Auf dem Burgplatz – also mitten in der Düs-
seldorfer Altstadt – kam es zu Streitigkeiten zwischen zwei Tatverdächtigen und drei 
Geschädigten, alle männlich. Die Streitigkeit eskalierte derart, dass die drei Geschä-
digten mit einem Messer attackiert und teils schwer und sogar lebensgefährlich ver-
letzt wurden. Die Tatverdächtigen sind unerkannt geflüchtet. 

Es wurde aber in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft Düsseldorf sofort eine 
Mordkommission der Polizei Düsseldorf eingesetzt. Bei den Ermittlungen konnte 
glücklicherweise auf Videoaufnahmen durch die Kameras in der Altstadt und am 
Bahnhof zurückgegriffen werden, auf denen der Tatverdächtige zu sehen war. Ich 
weiß, dass die einen für Videoaufnahmen und die anderen dagegen sind; vielleicht 
sollte man das wirklich pragmatisch sehen. In dem Fall waren wir auf jeden Fall froh, 
dass sie da waren. 

Die Polizei hat am 1. März 2022 – also am Veilchendienstag – genau diese Aufnah-
men für eine gerichtlich angeordnete Öffentlichkeitsfahndung genutzt. Noch am sel-
ben Abend stellten sich die beiden Tatverdächtigen der Polizei. Gegen einen von 
ihnen wurde ein Untersuchungshaftbefehl erlassen; der andere wurde entlassen. 

Nun zur zweiten Messerattacke: Dieser Angriff ereignete sich am Rosenmontag, 
den 28. Februar 2022, etwa gegen 21:20 Uhr. Der Geschädigte befand sich in Be-
gleitung einer Bekannten auf der Ritterstraße in Düsseldorf. Plötzlich wurde er von 
drei Personen angerempelt, mit einem Messer attackiert und schwer verletzt. Der 
Geschädigte musste mit dem Rettungswagen in ein Krankenhaus transportiert und 
dort behandelt werden. Seine Begleitung blieb nach jetzigem Stand unverletzt.  
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Die Täter flüchteten sofort und konnten bisher noch nicht ermittelt werden. Die Po-
lizei Düsseldorf steckt aber noch mitten in den Ermittlungen und hat auch für diesen 
Sachverhalt eine Mordkommission eingerichtet. Da wird akribisch ermittelt; geben 
wir den Polizeibeamtinnen und -beamten hierzu etwas Zeit, um aus den vielen klei-
nen Puzzlestücken vielleicht doch noch etwas zu machen.  

Ich kann jetzt leider nicht mehr dazu sagen, weder zur Frage der Nationalität noch 
zu dem Betroffenen, weil die Staatsanwaltschaft das nicht erlaubt. Insgesamt geht 
es um die Frage, wie man mit solchen Örtlichkeiten umgeht und welche Möglichkei-
ten man hat. Am Wochenende darauf ist die Messerverbotszone mit größerem Po-
lizeieinsatz kontrolliert worden. Wir haben eine größere Zahl von Messern und Waf-
fen gefunden.  

Das Instrument löst nicht alle Probleme, was auch nie einer behauptet hat, aber es 
kann helfen. Vielleicht muss man das auch noch öfter machen, um damit die Wir-
kung zu erzielen, dass sich herumspricht: Wenn du dahin gehst, musst du damit 
rechnen, erwischt zu werden. Dann ist das Messer futsch, und du kriegst auch noch 
eine Strafe. 

Es hilft uns bei den jetzt lebensbedrohlich Verletzten überhaupt nicht – das muss 
man auch sagen –, denn jeder Fall, der dann doch passiert, ist einer zu viel. Wir 
werden aber wahrscheinlich zur Kenntnis nehmen müssen, dass wir 100 % nicht 
erreichen werden, sondern wir können immer nur noch ein Stückchen besser wer-
den. Wahrscheinlich ist die Verbindung unterschiedlicher Maßnahmen hilfreich. Wir 
stehen auch in Gesprächen mit der Stadt Düsseldorf, um diese Lokalität noch etwas 
intensiver behandeln zu können. Sie wissen, dass wir im Bahnhofsbereich in Köln 
eine gemeinsame Anlaufstelle organisiert haben. Ähnliches überlegen wir auch für 
Düsseldorf. 

gez. Daniel Sieveke 
Vorsitzender 

10 Anlagen 
03.05.2022/03.05.2022 
11 
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	2 Viertes Gesetz zur Änderung des Meldegesetzes
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/16444
	– abschließende Beratung und Abstimmung
	Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf anzunehmen.



	3 Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/16517
	Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung von Sachverständigen durchzuführen und dazu die LDI sowie eine weitere Sachverständige Person pro Fraktion bis morgen zu benennen und ihnen eine Frist für die Abgabe ihrer Stellungnahmen bis zum ...


	4 Bekämpfung von Umweltkriminalität in NRW endlich stärken – Schwerpunktstaatsanwaltschaft und Koordinierungsstelle für NRW einrichten
	Antrag
	der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	Drucksache 17/14258
	Ausschussprotokoll 17/1703
	– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum)


	5 Gesetz über den interkollegialen Ärzteaustausch bei Kindeswohlgefährdung – Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG)
	Gesetzentwurf
	der Fraktion der CDU und
	der Fraktion der FDP
	Drucksache 17/14280
	Ausschussprotokoll 17/1650 (Anhörung am 01.12.2021)
	– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum)
	Der Ausschuss empfiehlt bei Enthaltung der AfD-Fraktion ansonsten einstimmig, den Gesetzentwurf anzunehmen.



	6 Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung des Kinderbildungsgesetzes
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/16232 (Neudruck)
	Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen.


	7 Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/15940 (Neudruck)
	in Verbindung mit:
	Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie für das Land Nordrhein-Westfalen und zur Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/16322


	in Verbindung mit:
	Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2022 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/16323


	in Verbindung mit:
	Gesetz zur Anpassung der Alimentation von Familien sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften
	Gesetzentwurf
	der Landesregierung
	Drucksache 17/16324
	Ausschussprotokoll 17/1734 (Anhörung am 10.02.2022)
	– abschließende Beratung und Abstimmungen (Voten)
	Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben.





	8 „Staatsanwälte vor Ort“ in Duisburg (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6528
	– keine Wortbeiträge


	9 Bislang keine Terrorkämpfer ausgebürgert (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 3])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6529

	10 Angriffe auf Geldausgabeautomaten in NRW steigen exorbitant (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6568

	11 Schusswaffengebrauch bei Polizeieinsätzen (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6563
	– keine Wortbeiträge


	12 Verbreitung von Kinderpornografie durch Minderjährige (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage /6558

	13 Jede dritte Straftat in Nordrhein-Westfalen wird von einem Migranten begangen (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6530
	Der Ausschuss kommt überein, die Tagesordnungspunkte 14 und 21 zusammen zu beraten.


	14 Katastrophenszenario: Stromausfall (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 5])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6531
	in Verbindung mit:

	21 Stärkung des Katastrophenschutzes in NRW: Wie bewertet Innenminister Reul die ihm vorgelegten Untersuchungsberichte, und welche Änderungen sind geplant? (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6552

	15 Clan-Razzia in Duisburg mit 200 Polizisten (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage /6532

	16 Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf die Sicherheitslage in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung)
	17 Abwehr von Cyberangriffen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7])
	in Verbindung mit:
	Schutz vor Cyberattacken und anderen hybriden Angriffen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage /6557


	in Verbindung mit:
	Potentielle Cyberangriffe aus Russland abwehren (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 9])
	– keine Wortbeiträge



	18 Großbrand in einem Wohnkomplex in Essen 20./21.02.2022 (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6533
	vertrauliche Vorlage 17/209
	– keine Wortbeiträge


	19 Kampf gegen Geldwäsche (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6538
	– keine Wortbeiträge


	20 Standort für den Sitz der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 7])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage /6534
	– keine Wortbeiträge


	22 Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung im Innenministerium (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6535
	– keine Wortbeiträge


	23 Unbesetzte Leitungsstellen bei der Polizei NRW (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6549

	24 Aktuelle Entwicklungen im Spektrum der Gegner*innen der Corona-Schutzmaßnahmen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6536

	25 Umsetzung der Handlungsempfehlungen der Stabsstelle „Rechtsextremistische Tendenzen in der Polizei NRW“ (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6537
	– keine Wortbeiträge


	26 Bombendrohungen gegen Gerichte am 4. Februar 2022 (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6551
	– keine Wortbeiträge


	27 Verbleib von Polizeimunition aus NRW auf einen Schießstand in Güstrow (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 8])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 17/6561

	28 Messerattacken in der Düsseldorfer Altstadt während der Karnevalstage (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 10])

